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Allgemeine Chronik
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Aussenpolitik

Rückblick auf die 51. Legislatur: Aussenpolitik
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Zwei Ereignisse prägten die Debatten in der Schweizer Aussenpolitik der 51. Legislatur
in besonderem Masse. Das erste war der Abbruch der Verhandlungen über das
institutionelle Rahmenabkommen, den der Bundespräsident nach einem Treffen mit
der EU-Kommissionspräsidentin im April 2021 bekannt gab. Für zentrale substantielle
Differenzen in den Bereichen Lohnschutz, Unionsbürgerrichtlinie und staatliche
Beihilfen hatten die beiden Parteien keine Einigung erzielen können. Der
Verhandlungsabbruch führte unter anderem zu einer Blockierung der Teilnahme am
EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe» (siehe auch den Legislaturrückblick zur
Bildung). Die daraufhin erfolgte Freigabe der zweiten Kohäsionsmilliarde durch die
Schweiz trug nicht wesentlich zur Entspannung der Beziehungen bei. Nach mehreren
Sondierungsgesprächen signalisierte der EU-Kommissar bei einem Besuch in der
Schweiz in gewissen Punkten Entgegenkommen von Seiten der EU. Im Juni desselben
Jahres verabschiedete der Bundesrat die Eckwerte für ein neues Verhandlungsmandat
mit der EU. 

Wie ein Damoklesschwert über den bereits belasteten Beziehungen mit der EU hing
zuvor auch das Referendum gegen die Beteiligung der Schweiz am Ausbau von Frontex,
da ein Nein an der Urne den Ausschluss aus Schengen hätte nach sich ziehen können.
Im Mai 2022 sprachen sich indes sieben von zehn Abstimmenden für den Frontex-
Ausbau aus. Auch im Jahr 2020 hatte das Parlament bereits intensiv über mögliche
Folgen der Ablehnung einer Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands diskutiert:
Zu Beginn hatte sich der Nationalrat geweigert, auf den Ausbau des Schengener
Informationssystems (SIS) einzutreten, änderte seine Meinung nach den vom Ständerat
eingefügten Änderungen jedoch, woraufhin die Weiterentwicklung genehmigt wurde. 

Mit sofortiger Wirkung stellte der Ausbruch des Kriegs in der Ukraine in der zweiten
Hälfte der Legislatur andere aussenpolitischen Themen in den Schatten und prägte die
Schweizer Aussenpolitik der 51. Legislatur fortan in aussergewöhnlichem Masse. In noch
nie dagewesenem Ausmass übernahm die Schweiz Sanktionen der EU gegen Russland.
Der Erlass und die Übernahme von Sanktionen führten auch im Parlament zu mehreren
intensiven Debatten, insbesondere im Rahmen der Revision des Embargogesetzes,
dessen Anpassung ursprünglich angegangen worden war, als der Bundesrat während der
Krim-Krise 2014 beschlossen hatte, die EU-Sanktionen gegen Russland nicht zu
übernehmen. In Zusammenhang mit den aktuellen Aggressionen wurden indes
Kommissionsinitiativen lanciert, mit denen das für andere Staaten geltende
Wiederausfuhrverbot von in der Schweiz erworbenen Rüstungsgütern gelockert werden
soll. Direkt verknüpft wurden die Debatten um die Sanktionen und die Wiederausfuhr
mit denjenigen zur Schweizer Neutralitätspolitik.

Ebenfalls Anlass für Diskussionen rund um das Neutralitätsverständnis bot der Umstand,
dass die Schweiz im Juni 2022 und somit elf Jahre nach Ankündigung ihrer Kandidatur
als nichtständiges Mitglied des UNO-Sicherheitsrats gewählt wurde.

Eine weitere aussenpolitische Premiere ereignete sich mit der Volksabstimmung über
das Freihandelsabkommen mit Indonesien, denn zum ersten Mal in der Schweizer
Geschichte war ein fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande
gekommen. Im März 2021 befürworteten knapp 52 Prozent der an der Abstimmung
teilnehmenden Stimmberechtigten das Freihandelsabkommen, das zwar erstmals
Nachhaltigkeitskriterien einschloss, aber auch Zollerleichterungen für Palmöl
beinhaltete. 

Eine bedeutende Neuerung stellte nicht zuletzt auch die Aussenpolitische Strategie
2020-2023 dar, die zur Verbesserung der Kohärenz zwischen Innen- und Aussenpolitik
erstmals in einem interdepartementalen Prozess erarbeitet worden war. Ebenfalls
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durften sich die Räte erstmals zur Aussenpolitischen Strategie äussern. Als weitere
Folge der Praxisänderung erarbeitete der Bundesrat in der Folge Substrategien für
verschiedene geographische Regionen, wobei die China-Strategie am meisten zu reden
gab. 

Im Bereich der Entwicklungspolitik führte die während Beginn der Corona-Pandemie
im Rahmen der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 diskutierte
Frage zum prozentualen Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe am
Bruttonationaleinkommen für intensive Debatten im Parlament. Die finanzielle
Belastung der Schweiz durch die Corona-Pandemie wurde auch als Argument
vorgebracht, um die Beteiligung der Schweiz an den Kapitalerhöhungen der
Weltbankgruppe und der Afrikanischen Entwicklungsbank zu verhindern. Die beiden
Kammern nahmen die Krediterhöhungen jedoch an. 

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022
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